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Von der Öffentlichkeit kaum wahr-
genommen, wird seit einigen Jah-

ren die Bedeutung von Bargeld von 
Regierungen Stück für Stück margina-
lisiert. 2019 wurde in Deutschland der 
500-Euro-Schein ad acta gelegt, weil 
dies, so die Begründung, der Bekämp-
fung von Geldwäscherei und Steuer-
hinterziehung diene. Parallel wurden 
innerhalb weniger Jahre die Summen 
für den anonymen Erwerb von Edelme-
tallen und Edelsteinen von 15 000 Euro 
auf zuerst 9999 Euro (2017) und 2020 auf 
2000 Euro reduziert. In der Schweiz liegt 
die Summe noch bei 15 000 Franken.

Während der Corona-Krise erlebte 
das bargeldlose Bezahlen einen Schub. 
Scheine und Münzen galten von 2020 
bis 2022 als gefährliche Virenüberträ-
ger, was sich im Nachhinein als nicht 
haltbar erwies. Überall warb der Einzel-
handel damals für bargeldloses Zahlen. 
Seit Dezember 2022 verbietet es der 
neue Paragraf 16 a im Geldwäschegesetz 
(GWG) in Deutschland, Immobilien, 
Grundstücke, Häuser und Wohnungen 

Bettina Hahne-Waldscheck

WOLF IM WOLFSPELZ
Regierungen arbeiten an der Abschaffung des Bargelds und bereiten die Einführung von Zentral-
bankgeld vor. Unter dem Deckmantel der Kriminalitätsbekämpfung droht die totale Kontrolle.

ZEITGESCHEHEN

in bar, Gold oder Kryptowährungen zu 
bezahlen. Was eigentlich unter dem 
Sanktionsdurchsetzungsgesetz steht 
und russischen Oligarchen das Leben 
schwer machen soll, trifft alle Bürger 
gleich.

In Brüssel einigte man sich im ver-
gangenen Dezember auf eine EU-weite 
Bargeldobergrenze in der Höhe von 
10 000 Euro, wobei manche Länder frei-
willig niedrigere Bargeldobergrenzen 
setzen. Am tiefsten ist sie mit 500 Euro 
in Griechenland, in Frankreich liegt sie 
bei 1000 Euro. In Schweden gilt zwar 
keine Obergrenze, aber die meisten 
Einzelhändler akzeptieren kein Bargeld 
mehr. Schweden will in den kommen-
den Jahren die erste bargeldlose Gesell-
schaft sein.

BETTER THAN CASH ALLIANCE
Wenigen ist bekannt, dass hinter den 
Bargeldabschaffungsmassnahmen eine 
globale Allianz steckt, welche die Bun-
desregierung mit Steuergeldern mitfi-
nanziert. Das Projekt dazu heisst «Bet-

ter Than Cash Alliance» (BTCA) und ist 
eine US-basierte, von Finanz- und IT-
Konzernen gegründete Lobbygruppe, 
deren Zielsetzung nach eigener Aussage 
darin besteht, «den Übergang von Bar-
geld zu verantwortlichen digitalen Zah-
lungen zu beschleunigen, um zu helfen, 
die Ziele für nachhaltige Entwicklung zu 
erreichen.» Unterstützt wird die Allianz 
auch von der Bill- und Melinda-Gates-
Stiftung.

In der Antwort auf eine Anfrage an 
die Bundesregierung vom 1. Juni 2023 
schrieb die Staatssekretärin im Bun-
desministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Bärbel Kofler: «Die 
Bundesregierung hat die Better Than 
Cash Alliance (BTCA) im Jahr 2022 mit 
200 000 Euro unterstützt und führt die 
Unterstützung in ebendieser Höhe auch 
im Jahr 2023 fort.» Bereits in den Jahren 
2016 bis 2018 gab die Regierung eine 
halbe Million Euro für die BTCA aus.

Gründe zur Abschaffung des Bar-
gelds sieht die BTCA neben besserer 
Geldwäschereiüberwachung in der 



eine adäquate Alternative zum Bargeld. 
Doch von der breiten Öffentlichkeit 
kaum wahrgenommen, bereiten die 
Zentral- und Nationalbanken seit eini-
ger Zeit die Einführung von digitalem 
Zentralbankgeld («Central Bank Digi-
tal Currency» – CBDC) vor. Bis 2024/25 
zum Beispiel soll der digitale Euro ein-
geführt werden. Unterstützung kommt 
von der EU-Kommission. Doch dieses 
Vorhaben entpuppt sich bei genauerer 
Betrachtung als Feldzug gegen das Bar-
geld und gegen die Freiheit.

Eine zentral verwaltete digitale Wäh-
rung kann unzählige Daten über die 
Zahlungsströme und das Nutzerverhal-
ten der Menschen liefern. Der Bürger 
wird transparent. «Wir sind mit dem 
digitalen Euro der Regierung komplett 
ausgeliefert», sagt deshalb der Wirt-
schaftsjournalist Norbert Häring in ei-
nem Interview mit Kettner-Edelmetalle. 
«Unser Konto wird zum Logbuch unse-
res Lebens, gegen diese Überwachung 
sollten wir uns wehren.» Ob Segelboot, 
Kaffee oder factum-Abo, man wird in 

Förderung von «Gerechtigkeit» und 
«Frauengleichberechtigung»: Es gebe 
Menschen, die Bankkonten gar nicht 
nutzen, und deshalb keine Kredite auf-
nehmen können und finanziell ausge-
schlossen sind. «Finanzielle Inklusion» 
wird das euphemistisch genannt, wenn 
solche Menschen in Zukunft das digita-
lisierte Finanzsystem nutzen. Und weil 
Frauen zu einem etwas geringeren An-
teil Smartphones oder Bankkonten ha-
ben, wird für das digitale Geld als eine 
Art der «Frauenförderung» geworben.

NACH WIE VOR BELIEBT
In Deutschland werden bereits über 90 
Prozent aller Zahlungen mit EC- und 
Kreditkarte oder Überweisung/Last-
schrift getätigt. Doch beim Einkaufen 
wird in 58 Prozent der Fälle noch Bargeld 
bevorzugt. Die Mehrzahl der Deutschen 
verfügt ausserdem über eine Barreserve 
zu Hause, laut einer Bundesbankstudie 
von 2018 insgesamt über 200 Milliarden 
Euro. In der Schweiz gab es in den Coro-
najahren zwar einen Abwärtstrend bei 
der Bargeldzahlung, doch dieser Trend 
ist gestoppt. 29 Prozent der täglichen 
Zahlungen werden bar bezahlt – und 
damit mehr als mit der Debitkarte (27 
Prozent) oder der Kreditkarte (18 Pro-
zent). Weitere 18 Prozent der Zahlungen 
erfolgen mit einem mobilen Gerät wie 
Smartphone, Tablet oder Smartwatch. 
Dies zeigt eine Umfrage der ZHAW 
School of Management and Law und 
dem Center for Financial Services In-
novation der Universität St. Gallen an 
1450 Personen.

Dass weiter genug Bargeld vorhan-
den ist, dafür setzt sich die «Freiheit-
liche Bewegung Schweiz» ein. Ihre am 
15. Februar eingereichte Volksinitiative 
«Bargeld ist Freiheit» verlangt, dass 
Münzen oder Banknoten immer in ge-
nügender Menge zur Verfügung stehen 
und ein  eventueller Ersatz des Schwei-
zer Frankens durch eine andere Wäh-
rung Volk und Ständen zur Abstimmung 
unterbreitet wird. Wie der Schweizer 
Bundesrat kürzlich schrieb, anerkenne 
er «die wichtige Bedeutung von Bar-

geld für Wirtschaft und Gesellschaft». 
Die von der Initiative vorgeschlagenen 
Verfassungstexte erachte er aber als zu 
wenig präzise. Deshalb wolle er der Ini-
tiative einen direkten Gegenentwurf 
gegenüberstellen. Dieser ermögliche 
es, «beide Anliegen mittels präziser 
rechtlicher Regelungen aufzunehmen». 
Ähnliche Bürgerinitiativen gibt es auch 
in Österreich und Deutschland.

WOZU ZENTRALBANKENGELD 
EINFÜHREN?
Grundsätzlich, so würde man jeden-
falls meinen, bieten die heute bereits 
bestehenden digitalen Zahlvarianten 

“Der digitale Euro soll 
mit der digitalen ID, 

der European Identity 
Wallet, verknüpft 
werden können.



der Lage sein, das Handeln jeder einzel-
nen Person im Detail nachverfolgen zu 
können. Die Chefin der Europäischen 
Zentralbank (EZB), Christine Lagarde, 
und EZB-Direktoriumsmitglied Fabio 
Panetta hatten auf einer Veranstal-
tung im letzten November in Brüssel 
so deutlich wie nie offengelegt, wie der 
geplante digitale Euro die Verdrängung 
des Bargelds beschleunigen wird, auch 
wenn es offiziell heisst, Bargeld stünde 
weiter zur Verfügung.

Der digitale eEuro wird anders funkti-
onieren als das bisherige digitale Geld, 
nämlich eher wie ein Gutscheinsystem. 
Er ist in einer elektronischen Geldbörse 
verwahrt, einer Wallet, die man zum 
Beispiel als Wallet-App auf dem Smart-
phone oder auf einer Chipkarte hat, 
welche wiederum direkt mit der Zen-
tralbank des Landes verbunden ist. So 
können beispielsweise auch Sozialhilfe-
empfänger ohne eigenes Bankkonto 
eine Geldkarte ausgehändigt bekom-
men. Privatbanken würden an Bedeu-
tung verlieren.

Ende Juni legte die EU-Kommission 
einen 60-seitigen Gesetzesentwurf für 
den digitalen Euro vor, in dem vorge-
schlagen wird, den digitalen Euro als ge-
setzliches Zahlungsmittel zu verankern. 
In Artikel 16 ist davon die Rede, dass der 
eEuro als Wertspeicher limitiert werden 
soll (wörtlich: «The European Cen-

tral Bank should develop instruments 
to limit the use of the digital euro as a 
store of value»). Eine der wichtigsten Ei-
genschaften von Geld war bisher, dass 
man, einmal abgesehen von der Infla-
tion, Kaufkraft und Ersparnisse sichern 
kann. Hier wird die Hintertüre dafür 
geöffnet, dass Geld wie bei einem Gut-
schein eine Art Verfallsdatum erhält, 
warnte Wirtschaftsexperte Ernst Wolff 
schon vor drei Jahren. Die Europäische 
Kommission wird in dem Gesetzes-
entwurf weiterhin ermächtigt, Ober-
grenzen für Geldbestände in Wallets 
für Offline-Transaktionen festzulegen, 
für welche die erleichterten Geldwä-
schereivorschriften gelten. Selbst wenn 
diese Obergrenzen zunächst eine ver-
nünftige Höhe bekommen dürften, um 
den eEuro attraktiv zu machen, könnten 
sie leicht und schnell gesenkt werden, 
wenn das Bargeld erst einmal weiter an 
Bedeutung verloren hat.

Beunruhigend ist, dass der Entwurf 
vorsieht, den digitalen Euro mit der 
digitalen ID, der European Identity 
Wallet (digitale Identitätsbrieftasche), 
verknüpfen zu können. Was bisher als 
verfassungswidrig galt, bekommt einen 
Schub, nämlich alle Bürger mit einer 
biometrisch unterlegten eindeutigen 
digitalen Identität zu versehen, die sie 
für alle möglichen Transaktionen nut-
zen (müssen).1

So wäre es beispielsweise denkbar, 
Benzinkäufe in der digitalen Wallet auf 
20 Liter die Woche zu beschränken, «um 
das Klima zu schonen». Im jetzigen Sys-
tem wäre diese Art Kontrolle nicht mög-
lich. Das digitale Geldsystem wüsste 
jedoch alles über den Bürger: welche 
Musik er hört, welche christlichen Zeit-
schriften er abonniert, wo er zum Arzt 
geht. Strafzinsen, Strafzettel, Rund-
funkbeiträge oder eine Vermögensab-
gabe könnten schnell und effizient von 
jedem Konto eingezogen werden, ohne 
dass man sich dagegen wehren kann. 
Vorstellbar wäre auch die Verknüpfung 
bestimmter Transaktionen über die ID 
mit dem Impfstatus des Bürgers oder 
mit politischem Wahlverhalten. Das ist 
der Albtraum, vor dem George Orwell 
warnte.

Wann der eEuro kommt? Fabio Pa-
netta sagte, er wolle «umgehend mit 
der Ausgabe eines digitalen Euro be-
ginnen können, falls und wann dies 
für erforderlich erachtet wird». Am 27. 
Juni sagte er: «Die Digitalisierung hat 
unsere Gesellschaft in einer Weise ver-
ändert, die wir uns vor zehn Jahren nur 
schwerlich hätten vorstellen können. 
Sie verändert auch unser Zahlungs-
verhalten: Die Menschen entscheiden 
sich immer häufiger für elektronische 
Zahlungsmittel. Die Corona-Pandemie 
hat dieses Umdenken beschleunigt.» 
Genau deshalb sei «die Anpassung des 
Bargelds an das digitale Zeitalter der 
nächste logische Schritt». Auch in an-
deren Ländern wie England wird die 
eWährung vorangetrieben. Der ehema-
lige Brexit-Führer und englische Poli-
tiker Nigel Farage warnte vor der Mög-

“Wir sind mit dem 
digitalen Euro der 

Regierung komplett 
ausgeliefert.

Norbert Häring, 
Wirtschaftsjournalist
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lichkeit der Konteneinfrierung, wenn 
der «Britcoin» eingeführt würde. «Wir 
könnten wie die kanadischen Trucker 
enden.» Diesen wurden aufgrund ihrer 
Proteste die Konten gesperrt.

Dass dieses Zentralbankengeld, wenn 
auch in den jeweiligen Währungen, 
weltweit eingeführt wird – dafür setzt 
sich der Internationale Währungsfonds 
IWF ein. «Beim IWF arbeiten wir inten-
siv am Konzept einer globalen CBDC-
Plattform für den Handel und das Ri-
sikomanagement», sagte Kristalina 
Georgieva, die geschäftsführende Di-
rektorin des IWF im Juli. «Wenn wir er-
folgreich sein wollen, dürfen die CBDCs 
keine fragmentierten nationalen Ange-
bote sein.» Das Weltwirtschaftsforum 
(WEF) gab bereits im Januar 2020 einen 
Leitfaden namens «CBDC Policy-Maker 
Toolkit» heraus, aus dem klar hervor-
geht, dass das digitale Zentralbankgeld 
den Konzernen und nicht dem Bürger 
nützen wird. Digitales Zentralbanken-
geld in Verbindung mit der Abschaf-
fung des Bargelds gibt den beteiligten 
Regierungen bessere Möglichkeiten zur 
Kontrolle der Bevölkerung, für die Fi-
nanzkonzerne springen höhere Profite 
heraus, für die IT-Konzerne jede Menge 
wertvoller Daten.

EIN WOLF, DER ALS WOLF 
DAHERKOMMT
Der Whistleblower Edward Snowden 
nennt CBDCs «kryptofaschistische 
Währungen» und sieht Zentralbank-
geld als «Perversion der Technologie 
von Kryptowährungen». Als Ziel sieht 
er, dass den Nutzern «das grundlegende 
Eigentum an ihrem Geld verweigert 
wird» und der Staat als Vermittler der 
Transaktionen totalitäre Kontrolle aus-
üben könne. Auch Patrick Schüffel, Pro-
fessor an der Hochschule für Wirtschaft 
in Freiburg, sieht CBDCs als Gefahr: 
«Durch finanziellen Hausarrest könn-
ten Rede-, Meinungs- und Bewegungs-
freiheit eingeschränkt werden.» Ron 
DeSantis, der Gouverneur von Florida, 
erklärte jüngst öffentlich, bei CBDCs 
handle es sich nicht einmal um einen 

Wolf im Schafspelz, sondern «um einen 
Wolf, der als Wolf daherkommt».

In Nigeria ist das digitale Zentral-
bankgeld eNaira bereits Realität. So 
hatte die Zentralbank das Bargeld mas-
siv verknappt, um dem digitalen Be-
zahlen und dem bisher praktisch nicht 
genutzten eNaira zum Durchbruch zu 
verhelfen – ausdrücklich auch als Pi-
lotprojekt. Doch im März schob der 
oberste Gerichtshof der Bargeldver-
knappung einen Riegel vor, denn nicht 
nur der Handel wurde massiv gestört, 
sondern auch das Gesundheitssystem. 
So konnten Menschen nicht mehr für 
dringend benötigte Behandlungen und 
Medizin bezahlen. Der Juristenverband 
Nigerian Bar Association hatte bemän-
gelt: «Nigerianer starben, Eigentum 
wurde zerstört und ging verloren; in vie-
len Häusern herrscht Hunger, weil die 
Menschen nicht in der Lage sind, ihre 
hart verdienten Gelder, die sie bei den 
Banken eingezahlt haben, zu verwen-
den.» Notenbankchef Godwin Emefiele 
wurde im Juni verhaftet, die Einführung 
des eNaira kann als gescheitert betrach-
tet werden. In Indien und Brasilien gibt 
es ähnliche Pilotprojekte, in China ist 
der digitale Yuan schon implementiert.

NAHEGERÜCKT
Gegenwind gegen Bargeldverknappung 
wie in Nigeria und in der Schweiz gibt 
es auch aus der Slowakei und aus Öster-
reich. So hat der slowakische National-
rat am 15. Juni 2023 eine Verfassungs-
änderung beschlossen: Rund 75 Prozent 
der Abgeordneten stimmten dafür, den 
Einzelhandel durch das höchste Ge-
setz auf die Akzeptanz von Bargeld zu 
verpflichten. In Österreich will der Re-
gierungschef Karl Nehammer (ÖVP) 
Euro-Bargeld als Zahlungsmittel in Ver-
fassungsrang erheben. Die Menschen 
hätten ein Recht auf Banknoten und 
Münzen. Die Nachrichtenagentur Reu-
ters schrieb in einem Artikel, dass sich 
Nehammer damit hinter die «rechts-
extreme Forderung» stelle, Bargeld in 
der Verfassung zu verankern. Das Label 
«rechtsextrem» wohl, weil der aktuelle 

Vorschlag des konservativen Kanzlers 
zuvor auch schon von der rechten Partei 
FPÖ gekommen war.

Auch aus den USA gibt es Widerstand. 
Viele Politiker, wie Senator Tom Emmer 
oder Gouverneur DeSantis, sprechen 
sich gegen CBDCs aus – Senator Em-
mer sieht den geplanten Fed-Coin als 
gefährliches Überwachungsinstrument. 
Und auf konservativen sozialen Medien 
und Podcasts ist immer wieder die Rede 
davon, dass konservativ-christliche 
Finanzeliten an einem Gegenentwurf 
zum CBDC arbeiten, Quantenfinanz-
system (QFS) genannt. Dieses soll an-
ders als das CBDC dezentral sein und 
auf Quantencomputer- sowie Block-
chain-Technologie beruhen.2

Als Christen können wir auch hierzu-
lande aufklären, dass Zentralbankgeld 
Freiheitsentzug bedeutet und hin zu ei-
nem sozialistischen Überwachungssys-
tem führen kann. Diese Systeme kennen 
wir aus Geschichtsbüchern und wissen: 
Sie waren immer antichristlich und ge-
gen den Menschen gerichtet. Wer sich 
mit dem digitalen Zentralbankgeld 
beschäftigt, versteht, wie leicht es sein 
wird, dass Menschen eines Tages nicht 
mehr «kaufen oder verkaufen» können, 
ohne das «Zeichen des Tieres» zu tragen 
(Off. 13,17). Ein solches Wissen über die 
Transaktionen des Bürgers war früher 
nicht vorstellbar, jetzt ist dieses Szena-
rio nahegerückt. Gut, wenn wir wach-
sam gegenüber den aktuellen Entwick-
lungen sind und gleichzeitig wissen: 
Gott wird uns auch in diesen schwieri-
gen Zeiten hindurchtragen.�
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1	 Aktuell dazu die Pressererklärung vom 29. Juni: 
«Commission welcomes provisional political agree-
ment on EU Digital Identity Wallet, Europe’s first 
trusted and secure digital identity app». https://
ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/
ip_23_3556

2	 Artikel zum Beispiel in Altcoin Investor: «What is the 
New Quantum Financial System» sowie George Ma-
gazine: georgeonline.com, Ausgabe vom Januar 2023.


